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BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Neue Wege in der Wirtschaftspolitik 
ein internationaler Vergleich
Michael Bolle, Berlin*

Die Regierungschefs der auf dem Wirtschaftsgipfel in Versailles Anfang Ju n l1982 vertretenen Länder wa
ren sich nur in der Bewertung der empirischen Tatbestände einig: Die wirtschaftliche Entwicklung in den 
westlichen Industrieländern ist mehr als besorgniserregend. Der Wirtschaftspolitik stellen sich Probleme, 
die kaum noch bewältigbar erscheinen. Wie versuchen die anderen Staaten, diese Probleme zu lösen? Wel
che Erfahrungen wurden dabei gemacht? Welche Lehren sind daraus zu ziehen?

Mit Ausnahme von Japan sinkt in den sechs wichtig
sten westlichen Industrieländern (Bundesrepublik 

Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan 
und USA) zu Beginn der 80er Jahre der Beschäfti
gungsgrad (vgl.Tabelle 1). Großbritannien und die USA 
erfahren die Auswirkungen eines stagnierenden oder 
sinkenden realen Sozialproduktes, und in allen sechs 
Ländern steigen die Arbeitslosenzahlen. Bis auf Japan 
haben alle Länder, vor allem Frankreich, Großbritan
nien und Italien, mit einem auch aufgrund der demogra
phischen Entwicklung bedingten überdurchschnittli
chen Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit zu kämpfen. 
Gleichzeitig sind immer noch ungelöste oder sich ver
schärfende Inflationsprobleme zu bewältigen. Italien 
und Frankreich verzeichnen Inflationsraten von über 
10 %, Großbritannien und die USA einen Preisniveau
anstieg knapp unter dieser Größenordnung, und ledig
lich die Bundesrepublik Deutschland und Japan haben 
deutlich niedrigere Inflationsraten. Schließlich kämpfen 
bei ungebrochener Stagflation alle sechs Industrielän
der mit der Notwendigkeit der Konsolidierung der öffent
lichen Haushalte.

Angesichts dieser Probleme scheint die Wirtschafts
politik in allen Ländern überfordert. Auf der einen Seite 
steht die Notwendigkeit zur Konsolidierung der Haus-

* überarbeitete Fassung eines Vortrages gehalten vor der Evangeli
schen Akademie Loccum am 7. Juni 1982 zum Tagungsthem a „Arbeits
losigkeit: W elche MafJnahmen helfen w irklich?“ .

Prof. Dr. M ichael Bolle, 40, lehrt Wirtschaftspolitik 
und ist Leiter der Forschungsstelle Sozialökono
mik der Arbeit an der Freien Universität Berlin.

halte und zur Bekämpfung der Inflation, auf der anderen 
Seite die von Maßnahmen zur Förderung der Wachs
tumsdynamik und einer nachhaltigen Erhöhung des Be
schäftigungsgrades. Hiermit werden an die traditionelle 
Wirtschaftspolitik Ansprüche gestellt, die widerspruchs
frei -  Expansion und Restriktion -  nicht erfüllbar schei
nen.

Neue Philosophien

Es ist daher wenig verwunderlich, daß sich zu Beginn 
der 80er Jahre die kritischen Stimmen gegenüber den 
traditionellen wirtschaftspolitischen Maßnahmen meh
ren. Der noch in den 70er Jahren ungebrochene Opti
mismus über die Stabilisierbarkeit der wichtigsten öko
nomischen Größen mittels keynesianisch orientierter 
Nachfragepolitik, über die Möglichkeit der Steuerung 
der Wirtschaft zwischen der Skylla Inflation und der 
Charybdis Arbeitslosigkeit, findet sich zu Beginn der 
80er Jahre weder in der wirtschaftswissenschaftlichen 
Diskussion noch in der politischen Praxis. Die Suche 
nach neuen Wegen, nach Alternativen zu den bekann
ten und für viele Ökonomen ausgefahrenen Gleisen ist 
sicher auch verführerischer als das Beharren auf Be
kanntem, das sich gemessen an der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Industrieländer für viele als Unbewähr
tes darstellt.

Die Aufnahme bereits etablierter wirtschaftswissen
schaftlicher Doktrinen wie die des Monetarismus und 
die Umsetzung herausfordernder Gedankenskizzen 
wie die der Supply-Side-Economics in konkrete Politi
ken erfolgte zuerst in Großbritannien 1979 mit dem 
Wahlsieg der Konservativen und in den USA mit dem
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BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Tabelle 1

Indikatoren der wirtsctiaftlichen Entwicklung
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)

Reales Zahl der Arbeits- 
BIP Enwerbs- losen- 

tatigen quote

Arbeits- Verbrau
losen- cher- 

quoteder preise 
Jugend
lichen'

Bundes
republik 1980

1981
1982

Frankreich 1980

1981
1982

Groß
britannien 1980

1981
1982

Italien

Japan

USA

1980
1981
1982

1980
1981
1982

1980
1981
1982

1,8
-0 ,5

1,0

1,3
0.5
2,5

- 1,8
- 2,0

0,0

4.0 
0,0
1.0

4,2

3.8 
4,0

- 0,2
1.8 

-0,5

0,9
- 1,0
- 1,0

0,2
- 1,0

-0 ,5

-2 ,3

-«,8
- 2,0

1.5
0,3

-0 ,5

1,0
0,8
1.0

0,3
1,0

-0 ,5

3.4
5.4

7.5

6,4

7,8

6,9
10,2
11,7

8,0
8,6

10,3

2,0
2,2
2,4

7,1
7,3

9.6

4,3
7.0
9.0

15.0

17.0
20.5

15.1
19.6
20.5

25.0
27.0

29.5

3,6
4.2
4.2

13.2
14.0
16.2

5.5 
6.1
4.5

13,6

13.9
13.5

18,0
11,3
10,0

21,2

18.6 
17,0

8,0
4,3
4.5

13.5

10.9
8.5

' Jugendliche im A lter von 16-24 Jahren.

Q u e l l e :  OECD-Länderberichte, verschiedene Ausgaben; OECD 
Economic Outlook, Dez. 1981.

Wahlsieg von Ronald Reagan 1980. Es war weniger die 
wirtschaftswissenschaftliche Diskussion als das politi
sche Klima, das die drastische Kehrtwendung in den 
Wirtschaftspolitiken dieser Länder begünstigte.

Beide Konzepte haben einige Gemeinsamkeiten, 
dennoch sind die Unterschiede unverkennbar. Die Ge
meinsamkeiten bestehen in drei zentralen Elementen: 
Eine strikte Geldmengensteuerung soll die Preiserwar
tungen und damit die Inflationsraten brechen, die Kon
solidierung der öffentlichen Haushalte soll Belastungen 
von der privaten Wirtschaft nehmen, und eine ange
botsorientierte Fiskalpolitik soll die Wachstumsdynamik 
des privaten Bereiches über steigende Investitionen för
dern, den Beschäftigungsgrad erhöhen und die Ärbeits- 
losenquoten senken. Die Unterschiede in beiden Kon
zeptionen liegen in dem Weg, auf dem die Haushalts
konsolidierung erreicht werden soll. Die amerikanische 
Wirtschaftspolitik sucht eine Konsolidierung der Haus
halte über eine langfristige Erhöhung des Steuerauf
kommens bei sinkenden Steuersätzen und Umstruk
turierung der öffentlichen Ausgaben zugunsten öffentli
cher Investitionen, die Ausweitung des Verteidigungs
etats, Kürzungen im konsumtiven Bereich und bei den
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Einkommensübertragungen an die privaten Haushalte. 
Die an monetaristischen Überlegungen orientierte Poli
tik Großbritanniens setzt auf eine aufkommensneutrale 
Umstrukturierung auf der Einnahmeseite des Budgets 
bei Senkung der öffentlichen Ausgaben.

Bemerkenswerte Konsequenz

Beide Politiken wurden jedenfalls zu Beginn mit be
merkenswerter Konsequenz eingesetzt. In Großbritan
nien wurde der Geldmengenanstieg mittelfristig an ei
ner Zielgröße zwischen 7 und 11 % orientiert, die Aus
gabensenkungen zielten auf den öffentlichen Dienst, 
die Aufgabe einiger Subventionierungsprogramme und 
die Ausgaben für die Arbeitsmarktpolitik ab. Die Um
strukturierung der Einnahmeseite betraf die Senkung 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer bei gleichzeiti
ger Erhöhung der Minderalölsteuer und der Mehrwert
steuersätze. Insgesamt erhoffte sich die Regierung 
Thatcher damit eine Rückführung der Staatsausgaben
quote und bei aufkommensneutraler Umstrukturierung 
der Steuereinnahmen eine Rückführung des Nettokre
ditbedarfs des öffentlichen Haushaltes.

Auch die praktizierte amerikanische Wirtschaftspoli
tik hielt sich zu Beginn überraschend eng an den ge
planten Weg. Für die Budgets 1980/81 und 1981/82 
wurden lineare Kürzungen mit Ausnahme des Verteidi
gungsetats für alle Haushaltsbereiche durchgesetzt, 
Transferzahlungen und Subventionierungsprogramme 
gekürzt und die Ausgaben für die Arbeitsmarktpolitik im 
Rahmen des CETA (Comprehensive Employment and 
Training Act) erheblich zurückgenommen. Die entschei
denden Impulse für die Verbesserung der konjunkturel
len Situation sollten von den steuerlichen Entlastungen 
kommen. Die Einkommensteuer wurde am 1. Oktober 
1981 um 5 % gesenkt, und mit Wirkung vom 1. Juli 1982 
und 1. Juli 1983 soll sie um jeweils weitere 10 % ge
senkt werden. Der Versuch einer so angesetzten ange
botsorientierten Wirtschaftspolitik ist bemerkenswert. 
Auf der einen Seite mit einer Politik des knappen Geldes 
der Ansatz zu einer restriktiven Politik, auf der anderen 
Seite die Expansionsorientierung über die steuerliche 
Entlastung des privaten Bereiches.

Der entscheidende Punkt der Konzeption ist dabei 
zweifellos die Expansionsorientierung über Steuerent
lastungen, die allerdings in der praktizierten W irt
schaftspolitik nur teilweise den Ideen der angebots
orientierten ökonomischen Doktrinen entspricht. Zwar 
setzt die Laffer-Kurve auf den Zusammenhang zwi
schen sinkenden Steuersätzen und mittelfristigem An
stieg des Steueraufkommens über die Wachstumsdy
namik des privaten Sektors, sucht aber vor allem eine
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Entlastung der hohen Einkommen zur Stimulierung der 
Kapitalbildung. Mit den linearen Steuersenkungen der 
Reagan-Administration wird eher keynesianisch orien
tiert auch der private Konsum betroffen. Insgesamt 
bleibt aber offen, ob sich die USA auf dem aufsteigen
den oder dem abfallenden Ast der Laffer-Kurve befin
den. Die offizielle Wirtschaftspolitik scheint darauf zu 
setzen, daß es der abfallende Ast ist.

Erfolge und Mißerfolge

Vieles spricht inzwischen dafür, daß diese Vermutung 
unbegründet ist. Es scheint auch, daß die sowohl von 
der angebotsorientierten als auch von der monetaristi- 
schen wirtschaftspolitischen Konzeption vermutete Effi
zienz des privaten Bereiches, also die Entstehung einer 
tragfähigen Wachstumsdynamik durch die Mechanis
men der unsichtbaren Hand des Marktes, allenfalls 
Hoffnung bleibt.

In den USA und in Großbritannien blieb die unsichtba
re Hand des Marktes bisher eher eine eiserne Faust. Bis 
heute ist es nicht gelungen, die Erwartungen der Inve
storen so zu stabilisieren, daß über entsprechend hohe 
private Investitionen eine tragfähige Wachstumsdyna
mik eingeleitet werden konnte. Das Gegenteil ist der 
Fall. Die britische Wirtschaft schrumpfte 1981 um etwa 
2 %, und die Wachstumsaussichten sind ungünstig. Die 
amerikanische Wirtschaft wuchs 1981 mit knapp 2 %, 
und die Aussichten für 1982 deuten auf ein Null-Wachs
tum. In beiden Ländern stieg die Arbeitslosenquote er
heblich an. Die Arbeitslosenquote beträgt im April 1982 
in den USA 9,4 % und in Großbritannien im Mai 1982 
12,4 %.

Sicher gibt es in beiden Ländern auch Erfolge: Die In
flationsrate ist in beiden Staaten gesunken. In den USA 
ging sie von rd. 13,5 % im Jahre 1980 auf 10,9 % im 
Jahre 1981 zurück, und für 1982 wird eine Inflationsrate 
von 8 % erwartet. Großbritannien ist es gelungen, von 
zweistelligen Inflationsraten im Jahre 1980 und 1981 
mit rd. 18 % und rd. 11 % auf eine Inflationsrate zu kom
men, die im Mai 1982 bei lediglich 9,4 % lag.

Die Erfahrungen mit den neuen Wirtschaftspolitiken 
in den USA und Großbritannien sind denn auch wenig 
überraschend. Die Restriktionswirkungen sind mit Blick 
auf die Inflationsraten eingetreten. Offen bleibt aller
dings, inwieweit die Hoffnung auf die Dynamik des pri
vaten Sektors gerechtfertigt ist oder nicht. Dem offiziel
len Anspruch der angebotenen Doktrinen folgend, müß
ten sich die Wachstumsaussichten aufgrund sinkender 
Inflationserwartungen (monetaristische Version) bei un
terstützender angebotsorientierter Politik (angebots
orientierte Version) verbessern. Der Anspruch scheint
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allerdings eher unabgeleitet zu sein oder die lange Frist 
bemühen zu müssen. Aus der neueren Diskussion um 
die dritte Generation der Makroökonomie wissen wir, 
daß Kostenentlastungen oder auch korrekte, also infla
torisch nicht verzerrte Preissignale dann nicht zu anstei
gender Wachstumsdynamik führen, wenn Nachfrage
impulse ausbleiben. Aber eben diese Nachfrageimpul
se fehlen bei monetaristischer Politik und bei strikter An
wendung der angebotsorientierten Politik. Als Ausweg 
bleibt dann die Stimulierung der Nachfrage über eine 
Verbesserung der eigenen Konkurrenzbedingungen im 
Rahmen der Weltwirtschaft, eine Politik des Beggar- 
my-neighbour, die in der heutigen Weltwährungsord
nung Westeuropas und einem flexiblen Wechselkurssy
stem gegenüber dem Dollar nicht gangbar erscheint.

Es bleibt also das Zeitargument. Unglücklicherweise 
liegen keine präzisen wirtschaftstheoretischen Überle
gungen vor, die eine empirische Bestimmung des Zeit
raumes zwischen Stabilisierungskrise und erfolgter An
passung an das neue Gleichgewicht der Volkswirtschaft 
bei höherem Beschäftigungsgrad erlauben. Das Prinzip 
Hoffnung ersetzt die Analyse und ihre empirische Fun
dierung. Der bekannte Satz von Keynes kann auch so 
formuliert werden: How long is the long run and are we 
dead then?

Selbstzerstörerische Effel<te

Bleibt die Wachstumsdynamik wie in Großbritannien 
und in den USA aus, erweist sich Hoffnung also als Illu
sion, sind selbstzerstörerische Effekte ebenso wahr
scheinlich wie widersprüchliches Handeln. Die selbst
zerstörerischen Effekte sind für Großbritannien und die 
USA inzwischen ableitbar. Das Ausbleiben der Wachs
tumsdynamik führte zu geringeren Steuereinnahmen, 
gleichzeitig wachsen Ausgabenposten im öffentlichen 
Budget bei hohen Zinssätzen und steigender Arbeitslo
sigkeit. Das Haushaltsdefizit wird dann nicht sinken, 
sondern steigen, die Politik der Konsolidierung enweist 
sich ökonomisch als selbstzerstörerisch und ist politisch 
auch nicht durchhaltbar.

In Großbritannien haben die Lohnverhandlungen im 
öffentlichen Dienst mit Lohnerhöhungen um 20 % im 
Jahre 1981 die öffentliche Hand erheblich belastet und 
für die Lohnverhandlungen im privaten Bereich Signale 
gesetzt. Die britische Regierung hat die Subventionen 
für Unternehmungen nicht im angekündigten Ausmaß 
streichen können, und zur Entlastung des Arbeitsmark
tes bei dramatisch steigender Jugendarbeitslosigkeit 
wurde die Arbeitsmarktpolitik jedenfalls in Teilbereichen 
expansiver angelegt. In den USA werden deutliche Ab
striche im Verteidigungsetat und die Verschiebung der 
Steuersenkungen gefordert.
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Bei steigenden Defiziten wird praktische Wirtschafts
politik auch bei strikten Philosophien widersprüchlich; 
Die Hoffnung auf die lange Frist ist politisch bei kurzfri
stig orientierten Anforderungen an die Wirtschaftspolitik 
nicht durchhaltbar. Steuererhöhungen mit fatalen Fol
gen für die Nachfrageseite oder Kürzungen im investi
ven Bereich des öffentlichen Haushaltes mit ebenso fa
talen Folgen für die Kapitalbildung sind dann nicht nur 
wahrscheinliche Reaktionen, sondern, wie am Beispiel 
der USA und Großbritannien sichtbar wird, die in dieser 
Situation noch möglichen Maßnahmen, Auf die politi
schen Bedingungen, unter denen kurzfristig angesetzte 
Restriktionspolitiken durchhaltbar sind, wird allerdings 
von den Ökonomen der angebotsorientierten und der 
monetaristischen Richtung ungern eingegangen.

Zurück zur Nachfragepolitik

Nicht das Vertrauen in die lange Frist, sondern die 
Notwendigkeit einer auch kurzfristig orientierten Wirt
schaftspolitik macht das Denkmuster der französischen 
Beschäftigungspolitik aus. Der mit dem Kurswechsel 
von Mitterrand vollzogene Wechsel der Wirtschaftspoli
tik zielt auf das Primat der Bekämpfung der Arbeitslosig
keit durch staatliche Defizitpolitik. Im Budget 1982 liegt 
mit etwa 120 Mrd. FF das Schwergewicht deutlich auf 
der Beschäftigungsförderung und der aktiven Arbeits
marktpolitik. Die drei zentralen Elemente der politischen 
Anstrengungen sind: Beschäftigungsförderung im öf
fentlichen und privaten Sektor, Arbeitszeitpolitik und 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Die Beschäfti
gungsförderung zielt ab auf die Schaffung von 61 000 
Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst, auf beschäfti- 
gungserhaltende und -fördernde Maßnahmen im priva
ten Sektor durch steuerliche Erleichterungen für Investi
tionen über eine Steuersenkung von 15 % und auf die 
Erhöhung der Mittel für Kurzarbeit, für selektive Investi
tionshilfen und für die Förderung des Technologietrans
fers für kleine und mittlere Unternehmen. Die Arbeits
zeitpolitik setzt auf die Verkürzung der wöchentlichen 
Arbeitszeit von 40 auf 35 Stunden bis 1985, auf die Be
schränkung von Überstunden, auf die Verlängerung 
des Jahresurlaubs und selektive Arbeitszeitverkürzun
gen für jene Arbeitskräfte, die unter erschwerten Bedin
gungen arbeiten. 148 000 neue Arbeitsplätze sollen so 
entstehen. Gleichzeitig werden eine Senkung des Ren
tenalters ebenso anvisiert wie Maßnahmen zur Förde
rung der Arbeitszeitflexibilität in Form von Teilzeitarbeit 
und Job-Sharing im öffentlichen Dienst ergriffen. Zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit übernimmt der 
Staat Sozialabgaben für jugendliche Beschäftigte und 
zahlt Einstellungsprämien an Handwerksbetriebe. Die 
Übernahme von Ausbildungskosten für Lehrlinge soll 
die Berufsausbildung erweitern. Schließlich ergänzen

Subventionen an Unternehmungen für Berufs- und be
rufsvorbereitende Praktika den Maßnahmenkatalog. 
Mittelfristig wird das Beschäftigungspaket durch den 
französischen Weg der selektiven Investitionslenkung 
über die Verstaatlichung großer Industrieunternehmen 
und privater Banken unterstützt.

Erfolge und Mißerfolge

Der französische Versuch ist ein großer Wurf, dessen 
Erfolge bisher nur in Teilen abzuschätzen sind. Auf der 
Positivseite der wirtschaftspolifischen Bilanz stehen die 
Wachstumsaussichten der französischen Wirtschaft, 
die für 1982 auf 2,5 % geschätzt werden und die in den 
80er Jahren für Frankreich besser sein sollen als für die 
meisten westeuropäischen Länder. Die Arbeitslosen
quote ist bisher allerdings nicht gesunken, sondern hat 
sich gegenüber 1981 von 7,8 auf 8,8 % erhöht. Die In
flationsrate konnte auch nicht eingedämmt werden und 
bewegt sich ebenso wie 1980 zwischen 13 und 14 %. 
Entsprechend groß sind die außenwirtschaftlichen Pro
bleme. Das entartete Leistungsbilanzdefizit für 1982 
von 50 Mrd. FF ist um 20 Mrd. FF größer als 1981, und 
die entartete Abwertung des französischen Franc ist in
zwischen vollzogen worden. Außerdem muß gesehen 
werden, daß in Frankreich die finanzpolitischen Voraus
setzungen für eine expansive Wirtschaftspolitik un
gleich besser waren als in den meisten Industrieländern 
der westlichen Welt: Die durchschnittliche jährliche 
Neuverschuldung Frankreichs war in den 70er Jahren 
mit 1,3 % des Bruttoinlandsproduktes deutlich niedriger 
als in den übrigen westlichen Industrieländern. Auch die 
Staatsverschuldung beim privaten Sektor in Höhe von 
7,1 % des Bruttoinlandsproduktes im Jahre 1980 war 
weitaus niedriger als in den Vereinigten Staaten, Japan, 
der Bundesrepublik Deutschland und Großbritannien. 
Diese im internationalen Vergleich günstigen finanzpoli
tischen Bedingungen für eine expansive Beschäfti
gungspolitik erlauben es nicht, das Modell Frankreich 
ohne weiteres auf die anderen Länder zu übertragen.

Der Erfolg der französischen Wirtschaftspolitik wird 
davon abhängen, ob es gelingt, die Inflationsraten zu
mindest zu stabilisieren und eine Beschleunigung zu 
vermeiden. Dem Zusammenspiel zwischen Beschäfti
gungspolitik und Einkommenspolitik kommt dabei eine 
entscheidende Bedeutung zu. Die offene einkommens
politische Flanke ist allerdings abzusichern. Denn alle 
empirischen Beobachtungen für die hier behandelten 
sechs Industrieländer deuten darauf hin, daß die Real
lohnposition in den letzten Jahren gesunken ist. Ange
sichts der hohen Arbeitslosigkeit ist es jedoch eher un
wahrscheinlich, daß von der Einkommensseite ein be
sonderer Druck auf die Preise erfolgen wird.
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Tabelle 2
Wichtige ökonomische Indikatoren 

zu Beginn der 70er und der 80er Jahre

70er Jahre 80er Jahre
Arbeits- Infla- W achs
losen- tion ' tum^
quote'

Arbeits- Infla- W achs
losen- tion^ tum^
quote'

Bundes
republik
Frankreich

Groß
britannien
Italien
Japan

USA

0,6
1.3

2,5
4.4 

1,1 
4,9

2,5

4.1

4.1
4.0

5.1 
2,7

4,5
5.8

3.1 
5,3

11,0
4.1

3.4
6.4

5,1
9,6

2,6
3,4

6,9 13,7 2,0
8.0 13,8 2,7
2.0 5,7 4,8

7.1 7.8 2,9

' 1970 bzw. 1980;
^ Durchschnitt der 60er bzw. 70er Jahre. 

Q u e l l e ;  Eurostat-Revue 1981.

internationale Vergleiche sind sicher schwierig, da 
sich die sozialen, ökonomischen, politischen und kultu
rellen Bedingungen in den einzelnen Ländern erheblich 
unterscheiden. Das einfache Rezept, das Modell eines 
Landes auf ein anderes zu übertragen, vergißt die natio
nalen Besonderheiten. Dennoch sind einige Lehren zu 
ziehen. Diese betreffen

□  die Unverzichtbarkeit auf nationale Beschäftigungs
politiken, die in einem Zusammenspiel zwischen ange
bots- und nachfrageorientierten Maßnahmen anzule
gen sind,

□  die Notwendigkeit der internationalen Kooperation 
und

□  eine stärker selektiv angesetzte Politik, die bisher 
zumindest bei den angebotsorientierten Maßnahmen 
nicht betrieben wurde.

Zu schnell ist aus der Entwicklung der 70er Jahre auf 
ein generelles Unvermögen der keynesianischen Nach
fragepolitik zu einer makroökonomischen Stabilisierung 
geschlossen worden. Sicher waren, wie ein Vergleich 
der wirtschaftlichen Situation zu Beginn der 70er und 
der 80er Jahre zeigt (vgl. Tabelle 2), die Bedingungen 
für eine keynesianisch orientierte Fiskal- und Geldpolitik 
zu Beginn des vorigen Jahrzehnts ungleich günstiger 
als zu Beginn der 80er Jahre. Bei noch günstigen 
Wachstumsaussichten und eher niedrigen Arbeitslo
senquoten und Inflationsraten konnte sich die Wirt
schaftspolitik in den 70er Jahren auf einzelne Ziele kon
zentrieren und geriet nicht in den Widerspruch zwischen 
einer Haushaltskonsolidierung mit Restriktionswirkun
gen und der Notwendigkeit einer Orientierung in Rich
tung Expansion wie zu Beginn der 80er Jahre. Die wirt
schaftspolitischen Reaktionen nach der ersten großen

Ölpreiserhöhung der Jahre 1973/74 und der Aufgabe 
des Bretton-Wood-Systems zugunsten flexibler Wech
selkurse waren denn auch deutlich durch den Rückgriff 
auf das vertraute keynesianische Instrumentarium ge
kennzeichnet. Die Wirtschaftspolitik in den westlichen 
industrialisierten Länder beruhte noch 1975 auf dem 
Vertrauen in die Effizienz einer antizyklischen Finanz
politik. Die Haushaltsdefizite wurden durch Ausgaben
steigerungen und teilweise Einnahmesenkungen aus
geweitet. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt stieg 
1975 die Nettokredifaufnahme des Staates in allen 
westlichen Industrieländern und wurde über eine stei
gende Geldmenge finanziert.

Unberechtigter Vorwurf

Diese Politik war nicht erfolglos. In allen Ländern 
konnte die anfizyklische Finanzpolitik einen Beitrag zur 
Sicherung der Beschäftigungsentwicklung leisten. Ei
nes konnte nicht geleistet werden: Die konjunkturellen 
Ankurbelungsmaßnahmen leiteten ein selbsfgetrage- 
nes Wachstum nicht dauerhaft ein, die Stabilisierungs
effekte führten nicht auf den Vollbeschäftigungspfad zu
rück. Dies als Versagen der antizyklischen Finanzpolitik 
auszulegen, ist unberechtigt.

Die demographische Entwicklung in Westeuropa 
führte gegen Ende der 70er Jahre zu einem Anstieg der 
Erwerbspersonenzahl, die erneute große Ölpreiserhö
hung von 1979/80 bei erheblicher Kaufkraftübertragung 
von den nicht-ölproduzierenden Ländern zu den OPEC- 
Staaten, die technologischen Veränderungen durch die 
Entwicklung der Mikroelektronik, die Verluste von Ar
beitsplätzen zugunsten von Arbeitsplatzgewinnen bei 
standardisierbaren Massenproduktionen in den 
Schwellenländern, die Synchronität der rezessiven 
Tendenzen in den westlichen Industrieländern und da
mit das Fehlen außenwirtschaftlicher Impulse für die 
Volkswirtschaften mußten die nationalen Politiken 
überfordern. Bei zunehmender Staatsverschuldung 
engten sich die Spielräume für eine weitere Verschul
dungspolitik ein, wenn auch unterschiedlich: Die vom 
privaten Sektor gehaltene staatliche Verschuldung, ge
messen als Anteil am Bruttoinlandsprodukt, bewegte 
sich in den entwickelten westlichen Industrieländern 
1980 um 30 % für die Bundesrepublik und Großbritan
nien, um 20 % für Japan und die USA und um bemer
kenswert niedrige 7 % in Frankreich.

Bei unterschiedlichen Handlungsspielräumen für ei
ne expansive Haushaltspolitik dürften einzelne Länder 
in der Funktion als nationale Lokomotive zur Ankurbe
lung der internationalen Weltwirtschaft überfordert sein. 
Nur bei internationaler Kooperation und dem Grundkon-
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sens, Spielräume für expansive Haushaltspolitik zu nut
zen, ist mit einer beschleunigten Expansion der Welt- 
v/irtschaft zu rechnen. Allerdings fällt auf, daß Länder 
mit einer eher niedrigen Staatsausgabenquote und un
terdurchschnittlicher Verschuldung wiie etwa die USA 
überdurchschnittliche Anstrengungen unternehmen, 
Restriktionspolitiken (hohe Zinsen) mit expansiven Ele
menten (Steuersenkungen) zu verbinden. Wie schäd
lich die Wirkungen eines anhaltend hohen Realzinsni
veaus in den USA für die Weltwirtschaft sind, wird inzwi
schen anerkannt. Das Beispiel Japan, das mit einer Ent
kopplung vom hohen amerikanischen Zinsniveau und 
einer vorsichtigen Expansionspolitik der öffentlichen 
Haushalte versucht, die nationale Nachfrage zu stimu
lieren, sollte ermutigen.

Gelingt es, über die Nutzung nationaler Handlungs
spielräume für eine staatliche Verschuldung bei interna
tionaler Kooperation das wirtschaftliche Wachstum zu 
forcieren, werden die Arbeitsmarktentlastungswirkun
gen in den einzelnen Ländern unterschiedlich sein. Ho
he Beschäftigungselastizitäten lassen sich für die Bun
desrepublik, Großbritannien und die USA nachweisen, 
einen mittleren Rang nimmt Frankreich ein, und die Be
schäftigungselastizitäten für Italien und Japan sind 
niedrig. Dies gilt auch für die Arbeitsmarktentlastungs
wirkungen. Es kann also nicht lediglich um eine kurzfri
stig angelegte Expansionsorientierung gehen, der Ex
pansionskurs vielmehr ist auch einzuhallen. Stop-and- 
go-Politiken, die auch kleine Abweichungen vom Pfad 
der Tugend zu korrigieren suchen, schaffen mehr Unsi
cherheit über die weitere Entwicklung und sind für die 
Stabilisierung von Entartungen schädlicher als eine 
mittelfristig orientierte, expansive Finanzpolitik.

Die oft geäußerte Befürchtung, daß bei einer expansi
ven Politik hohe Inflationsraten die erreichten Beschäfti
gungserfolge mittel- und langfristig wieder aufheben, ist 
empirisch nicht zu bestätigen. Ein internationaler Ver
gleich für die 70er Jahre zeigt, daß die Beschäftigungs
entwicklung nicht systematisch mit der Inflationsrate va
riiert (vgl. Tabelle 3). Die Beschäftigung stieg in Ländern 
mit hoher Inflationsrate (Italien), aber auch in Staaten 
mit niedriger Inflationsrate (Japan). In den USA mit einer 
mittleren Inflationsrate war die Beschäftigungsentwick
lung außerordentlich positiv, in der Bundesrepublik mit 
einer niedrigen Inflationsrate außerordentlich schlecht. 
Das Bündel an Faktoren, das die Beschäftigungsent
wicklung bestimmt, ist außerordentlich komplex. Die 
Hoffnung, die Beschäftigungsentwicklung allein durch 
die Brechung von Preiserwartungen und sinkende In
flationsraten zu stabilisieren, erweist sich bei einer Kon
frontation mit den empirischen Tatbeständen als nicht 
ausreichend tragfähig.
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Tabelle 3

Inflation und Beschäftigung in den 70er Jahren

Beschäftigungs-
index'

Inflations-
raten^

Bundesrepublik
Frankreich
Großbritannien
Italien
Japan

USA

97
104

101
106
108
123

5,1
9.6

13.7

13.8
5.7

7.8

' 1970 = 100; Zeitraum 1970-79.
 ̂ Durchschnittlicher Anstieg der Verbraucherpreise in %.

Q u e l l e :  Eurostat-Revue 1981.

Eine nachfrageorientierte, expansive Haushaltspoli
tik ist in der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation 
unabdingbar und bei internationaler Kooperation auch 
erfolgreich. Sie bedarf allerdings der Kombination mit 
angebotsorientierten Maßnahmen und einer selektiven 
Investitionsförderung. Das Beispiel Japan ist hierbei er
mutigend; Bei einem vergleichsweise schmalen öffentli
chen Sektor ist das Ausmaß der Eingriffe des japani
schen Staates in die ökonomischen Prozesse umfang
reich. Die Förderung von Industrien mit geringem Ölver
brauch und die schwerpunktmäßige Förderung von 
Schlüssel- und technologischen Wachstumsindustrien 
sind die Schwerpunkte der Tätigkeit. Und auch die Fra
ge nach den Trägern der Beschäftigungs- und Wachs
tumsdynamik ist angesichts der internationalen Erfah
rungen beantwortbar. Zwischen 1970 und 1980 ver
zeichneten die USA eine ausgezeichnete Beschäfti
gungsbilanz. Der Nettoanstieg der Arbeitsplätze in die
sem Zeitraum lag in der Größenordnung um 19 Mill. 
(24 %) gegenüber 1970, verglichen mit 2 Mill. zusätzli
chen Arbeitsplätzen in den Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft, was einem Anstieg von 2 % gegenüber 
1970 entspricht. Vier Fünftel der neuen Arbeitsplätze 
wurden von Unternehmungen mit weniger als 100 Be
schäftigten geschaffen. Und zwei Drittel der Arbeitsplät
ze entstanden in Unternehmungen mit weniger als 20 
Beschäftigten. Auch das Beispiel Italien mit einer sich 
entwickelnden Schattenwirtschaft, die die Beschäfti
gungs- und Wachstumsentwicklung in Italien maßgeb
lich beeinflußte, bestätigt die Bedeutung der kleinen und 
mittleren Unternehmungen. Die angebotsorientierten 
Maßnahmen der Wirtschaftspolitik sollten entspre
chend diesen Erfahrungen ausgerichtet werden.

Eine angemessene Beschäftigungspolitik ist möglich. 
Angesichts der Selektivität der staatlichen Politiken, der 
Rigidität der wirtschaftspolitischen Philosophien und 
des erkennbaren Rückgriffs einzelner Länder auf pro
tektionistische Maßnahmen ist Optimismus allerdings 
kaum angebracht.
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